
Finanzausschuss am 01.02.2012

hier: Rückfragen zu TOP 13.8.3 (Vorlage 13/1788)/ Wirtschaftspläne Klinikverbund
Fragestellung:

Kann der LVR die Betrauungserklärung in eigener Sache abgeben oder  müsste diese nicht vielmehr von einer staatlichen Stelle geschehen?
Antwort:
Nach den derzeitigen vorliegenden amtlichen Verlautbarungen in dieser Angelegenheit ist es zulässig, die Betrauung über Wirtschaftspläne und damit durch den LVR abzubilden. Die Vorgehensweise wurde unter anderem durch KPMG im Rahmen einer beihilferechtlich durchgeführten Untersuchung bestätigt.  
Die Freistellungsentscheidung schreibt keine konkrete Form des Betrauungsaktes vor. Entscheidend ist die formelle, rechtsverbindliche Niederlegung der betrauungsgegenständlichen Gemeinwohlverpflichtung. Es bedarf somit jedenfalls eines oder ggf. mehrerer Rechtsakte, deren Rechtsgrundlage geeignet ist, dem jeweils zu betrauenden Unternehmen (hier: LVR-Kliniken und LVR-HPH) in transparenter Weise eine verbindliche Gemeinwohlverpflichtung aufzuerlegen. 

In einer gemeinsamen amtlichen Verlautbarung des Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, des Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien und der Länder Bremen und Berlin als Vertreter der Kultusministerkonferenz von Mai 2011, betreffend „Häufig gestellte Fragen zur Berücksichtigung des EU-Beihilfenrechts bei der Kulturförderung“, wird zu diesem Punkt wie folgt ausgeführt:
„…Für Eigenbetriebe und eigenbetriebsähnliche Einrichtungen dürfte der Beschluss des Gemeinderates über die Feststellung des Wirtschaftsplans als Betrauungsakt ausreichen. Die Parameter für den Kostenausgleich können hier im Wirtschaftsplan aufgestellt werden.“
Fragestellung:

Was bedeutet „Abdeckung einer angemessenen Rendite“ durch Ausgleichzahlungen des LVR?

Antwort:

Der Betrauungsakt muss gemäß Art. 5 Abs. 1 der Freistellungsentscheidung sicherstellen, dass die Ausgleichszahlung nicht über das hinausgeht, was erforderlich ist, um die durch die Erfüllung der Gemeinwohlverpflichtung verursachten Kosten unter Berücksichtigung der dabei erzielten Einnahmen einschließlich einer angemessenen Rendite aus dem für die Erfüllung dieser Verpflichtungen eingesetzten Eigenkapital abzudecken (Verbot der Überkompensation).

Dem Verbot einer Überkompensation steht eine angemessene Rendite nicht entgegen, sofern diese im Vorhinein vereinbart wurde. Somit wäre eine angemessene Abführung eines Gewinns an Träger LVR aus rein EU-rechtlicher Sicht möglich. Diese Möglichkeit scheidet jedoch bei  LVR-Kliniken aus, weil andere rechtliche Rahmenbedingungen (z.B. „gemeinnützigkeitsrechtlicher Vorgaben im Sinne der Abgabenordnung“) diesem entgegenstehen.

Die Formulierung stellt ferner somit auch rein vorsorglich sicher, dass möglicherweise anfallende und nicht beabsichtigte bzw. geplante Renditen den Vorgaben der Freistellungsentscheidung entsprechen, sofern diese noch angemessen sind.
Fragestellung:

Wie verhält sich diese „Rendite-Klausel“ zu den Vorgabe an die LVR-Kliniken , eine (Umsatz-) Rendite von 3% zur Teilfinanzierung der anstehenden Baumaßnahmen zu erwirtschaften?

Antwort:

Die Umsatz-Rendite von 3% p. a., welche ab 2014 zur Teilfinanzierung der anstehenden Baumaßnahmen von den LVR-Kliniken erwirtschaftet werden soll, ist durch die Rendite-Klausel voll umfänglich abgedeckt und stellt keinen Widerspruch dar. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Renditen vollständig zur planmäßigen Ansparung der Finanzierung von Baumaßnahmen in den Kliniken verbleiben und somit mit keiner Auszahlung an den Träger verbunden sind. Auch dies wäre aus rein EU-Beihilferechtlichen Erwägungen möglich und durch solche „Rendite-Klauseln“ beihilfekonform ausgestaltet.
Fragestellung:

Ist die „Rendite-Klausel“ entbehrlich?

Antwort:

Um den Vorgaben der Freistellungsverordnung und somit den EU-Vorgaben zu entsprechen, bedarf es dieser „Rendite-Klausel“. 
Fragestellung
Welche Auswirkung hat die Zusage von Ausgleichszahlungen durch den LVR an seine Kliniken auf Krankenhäuser anderer Träger, die im Rheinland einen öffentlichen Versorgungsauftrag in der psychiatrischen Krankenhausversorgung erfüllen?

Antwort:
Sofern Krankenhäuser anderer Träger die sonstigen rechtlichen Vorgaben des EU-Beihilferechts erfüllen, bleibt es diesen unbenommen ebenfalls die Gestaltungsform über Betrauungsakte zu wählen, welcher Voraussetzung für die Gewährung von Ausgleichszahlungen ist. 
Dieses Verfahren dient somit vornehmlich der EU-beihilferechtlichen konformen Ausgestaltung der bisherigen geübten praktischen Handhabung in der psychiatrischen Krankenhausversorgung im Rheinland.
Weiterführende Begründungen
Gegen die Annahme einer hinreichenden Betrauung könnte die fehlende Verbindlichkeit des Haushaltsbeschlusses und der Wirtschaftspläne im Hinblick auf die festzuschreibenden Verpflichtungen der LVR-Kliniken und LVR-HPH sprechen. Denn gemäß § 17 Abs. 1 d) der LVerbO wird der LVR in allen Rechts- und Verwaltungsgeschäften gesetzlich durch seinen Direktor nach außen vertreten. Ein Beschluss der Landschaftsversammlung stellt demgegenüber lediglich einen innerorganisatorischen Rechtsakt dar, der Bindungswirkung nur für die Verbandsverwaltung, nicht aber für die rechtsverbindliche Verpflichtung des LVR im Außenverhältnis besitzt.

Demgegenüber spricht die Konstellation dafür, den Haushaltsbeschluss in Verbindung mit einer entsprechenden Veranschlagung in den Wirtschaftsplänen der LVR-Kliniken und der LVR-HPH-Netze  als ordnungsgemäße Betrauung ausreichen zu lassen. Dadurch, dass die LVR-Kliniken und die LVR-HPH unmittelbar in die Verwaltung eingegliedert sind und über keine eigene Rechtspersönlichkeit verfügen, handelt es sich bei finanziellen Maßnahmen des LVR nämlich nicht um eine Mittelgewährung zugunsten Dritter. Vielmehr stellt sich die Bereitstellung von Haushaltsmitteln des LVR an die LVR-Kliniken und die LVR-HPH lediglich als eine innergemeindliche Mittelzuweisung dar. Mithin scheidet ein rechtsverbindliches Handeln des LVR zur Betrauung der LVR-Kliniken und der LVR-HPH-Netze von vorneherein aus.

Das Erfordernis einer Betrauung zielt indes vorrangig auf die transparente Definition der ausgleichsfähigen Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse („DawI“), die Sicherstellung ihrer tatsächlichen Erbringung und auf Kostentransparenz ab.

Dieser Zweck lässt sich jedenfalls innerorganisatorisch sicherstellen, ohne dass es einer verbindlichen, über einen Haushaltsbeschluss nebst Veranschlagung in den Wirtschaftsplänen hinausgehenden Handlung bedarf. Hierfür spricht insbesondere, dass die Europäische Kommission in ihrem Leitfaden vom 07.12.2010 zur Anwendung der Vorschriften der Europäischen Union über staatliche Beihilfen, öffentliche Aufträge und den Binnenmarkt auf Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse inklusive Sozialdienstleistungen als Beispiele für taugliche Instrumente einer ordnungsgemäßen Betrauung u. a. auch „ministerielle Anweisungen“ sowie „jede Art von hoheitlicher und kommunaler Verfügung“ aufgeführt hat.

Der Betrauungsakt gemäß Art. 5 Abs. 1 der Freistellungsentscheidung muss sicherstellen, dass

die Ausgleichszahlung nicht über das hinausgeht, was erforderlich ist, um die durch die Erfüllung der Gemeinwohlverpflichtung verursachten Kosten unter Berücksichtigung der dabei erzielten Einnahmen einschließlich einer angemessenen Rendite aus dem für die Erfüllung dieser Verpflichtungen eingesetzten Eigenkapital abzudecken (Verbot der Überkompensation).

